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Nr. 111
Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft (Landtag )

vom 28 . November 1961

Staatsvertrag der Länder der Bundesrepublik Deutschland vom 6 . Juni 1961
über die Errichtung der Anstalt des öffentlichen Rechts

„Zweites Deutsches Fernsehen "

In dem von den Ländern Hamburg , Hessen , Nieder¬
sachsen und Bremen angestrengten Verfassungsrechts¬
streit gegen die von der Bundesregierung vorgenom¬
mene Gründung der „ Deutschland - Fernsehen -GmbH "
entschied das Bundesverfassungsgericht in seinem Ur¬
teil vom 28 . Februar 1961 :

„ Der Bund hat durch die Gründung der Deutsch¬
land - Fernsehen - GmbH , gegen Artikel 30 in Verbin¬
dung mit dem VIII . Abschnitt des Grundgesetzes
sowie gegen den Grundsatz bundesfreundlichen
Verhaltens und gegen Artikel 5 des Grundgesetzes
verstoßen .

"

In der Begründung heißt es :

„ Die Veranstaltung von Rundfunksendungen ist
nach der deutschen Rechtsentwicklung eine öffent¬
liche Aufgabe . Wenn sich der Staat mit dieser Auf¬
gabe in irgendeiner Form befaßt , wird sie zu einer
.staatlichen Aufgabe '

, deren Erfüllung nach Arti¬
kel 30 GG Sache der Länder ist , soweit das Grund¬
gesetz keine andere Regelung getroffen oder zu¬
gelassen hat . Für die Veranstaltung von Rundfunk¬
sendungen hat das Grundgesetz keine andere
Regelung zugunsten des Bundes getroffen oder
zugelassen .

"

Die Ministerpräsidenten der Länder haben sich mit
diesem Urteil erstmals in ihrer Konferenz vom 17 . März

1961 befaßt . Dabei wurde beschlossen , die Herstellung
des zweiten Fernsehprogramms nicht den bestehenden
Rundfunkanstalten zu übertragen , sondern hierfür
eine neue , besondere Anstalt zu errichten . Nach länge¬
ren Verhandlungen wurde am 6 . Juni 1961 in Stuttgart
ein „ Staatsvertrag über die Errichtung der öffentlich¬
rechtlichen Anstalt .Zweites Deutsches Fernsehen "'
abgeschlossen , dessen Text aus der Anlage 1 ersicht¬
lich ist .

Bremen hat diesem Vertrag nur mit dem Vorbehalt
zugestimmt , daß vor seiner Ratifizierung ein für die
kleinen Anstalten befriedigender Finanzausgleich ver¬
einbart würde . Die hierüber geführten Verhandlungen
haben nach Anhören der Arbeitsgemeinschaft der
Rundfunkanstalten zum Abschluß eines Abkommens
geführt , das zwar nicht alle bremischen Wünsche er¬
füllt , aber doch die Existenz und Arbeitsfähigkeit von
Radio Bremen gewährleistet . Die Texte des geltenden
und des neu vereinbarten Finanzausgleich -Abkom¬
mens sind als Anlagen 2 und 3 beigefügt .

Mehrere Landtage haben inzwischen den ihnen vor¬
gelegten Ratifizierungsgesetzen zugestimmt und damit
die Voraussetzung für das Inkrafttreten von Staats¬
vertrag und Finanzausgleichsänderungsabkommen ge¬
schaffen . Der Senat empfiehlt daher auch den Beitritt
der Freien Hansestadt Bremen und bittet die Bürger¬
schaft (Landtag ) , dem nachstehenden Gesetzentwurf
zuzustimmen :



Gesetz über die Errichtung der Anstalt des öffentlichen Rechts

„ Zweites Deutsches Fernsehen "

Vom .........

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag ) beschlossene Gesetz :

§ 1

Dem am 6 . Juni 1961 zwischen den Ländern der
Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenen Staats¬
vertrag über die Errichtung der Anstalt des öffent¬
lichen Rechts „ Zweites Deutsches Fernsehen " mit
Schlußprotokoll wird zugestimmt .

§ 2
Der Staatsvertrag mit Schlußprotokoll wird als An¬

lage zu diesem Gesetz bekanntgemacht .

§ 3

( 1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬
kündung in Kraft .

(2 ) Der Vertrag tritt zu dem in seinem § 28 ge¬
nannten Zeitpunkt in Kraft . Der Zeitpunkt ist im
bremischen Gesetzblatt bekanntzumachen .

Bekanntgemacht im Auftrage des Senats

Bremen , am ...........

Anlagen

Staatsvertrag über die Errichtung der Anstalt des öffentlichen Rechts

„Zweites Deutsches Fernsehen "

Das Land Baden -Württemberg ,
der Freistaat Bayern ,
das Land Berlin ,
die Freie Hansestadt Bremen ,
die Freie und Hansestadt Hamburg ,
das Land Hessen ,
das Land Niedersachsen ,
das Land Nordrhein -Westfalen ,
das Land Rheinland -Pfalz ,
das Saarland und

das Land Schleswig -Holstein

schließen nachstehenden

Staatsvertrag

§ 1

Errichtung , Name , Sitz

( 1 ) Die Länder errichten zur Verbreitung des Zwei¬
ten Fernsehprogramms eine gemeinnützige Anstalt
des öffentlichen Rechts mit dem Namen „ Zweites
Deutsches Fernsehen " .

(2 ) Die Anstalt hat das Recht der Selbstverwaltung
im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen .

(3) Die Anstalt hat ihren Sitz in Mainz .

§ 2

Gestaltung der Sendungen
In den Sendungen der Anstalt soll den Fernseh¬

teilnehmern in ganz Deutschland ein objektiver Über¬
blick über das Weltgeschehen , insbesondere ein um¬
fassendes Bild der deutschen Wirklichkeit vermittelt
werden .

Diese Sendungen sollen vor allem auch der Wieder¬
vereinigung Deutschlands in Frieden und Freiheit und
der Verständigung unter den Völkern dienen . Sie
müssen der freiheitlich -demokratischen Grundordnung
entsprechen und eine unabhängige Meinungsbildung
ermöglichen .

§ 3

Berichterstattung
( 1 ) Die Berichterstattung soll umfassend , wahrheits¬

getreu und sachlich sein . Herkunft und Inhalt der zur
Veröffentlichung bestimmten Berichte sind sorgfältig
zu prüfen .

(2 ) Nachrichten und Kommentare sind zu trennen ;
Kommentare sind als persönliche Stellungnahme zu
kennzeichnen .

§ 4

Gegendarstellung
( 1 ) Ist in einer Sendung eine Tatsachenbehauptung

aufgestellt worden , so kann die unmittelbar betroffene
Person oder Stelle die Verbreitung einer Gegen -



darstellung zu dieser Behauptung verlangen . Die
Gegendarstellung muß unverzüglich verlangt werden .
Sie bedarf der Schriftform , muß die beanstandete Sen¬
dung bezeichnen , sich auf tatsächliche Angaben be¬
schränken , darf keinen strafbaren Inhalt haben und
muß von der betroffenen Person oder Stelle unter¬
zeichnet sein . Bestehen begründete Zweifel an der
Echtheit der Unterschrift , so kann deren Beglaubigung
verlangt werden . Die Gegendarstellung darf den Um¬
fang des beanstandeten Teils der Sendung nicht
wesentlich übersteigen .

(2 ) Der Anspruch richtet sich gegen den , der die
beanstandete Sendung veranstaltet hat . Eine Pflicht
zur Verbreitung einer Gegendarstellung besteht nur ,
wenn und soweit die Person oder Stelle , auf die sich
die beanstandete Sendung bezieht , ein berechtigtes
Interesse an der Verbreitung der Gegendarstellung
hat .

(3 ) Die Verbreitung der Gegendarstellung muß un¬
verzüglich , für den gleichen Bereich , sowie zu einer
gleichwertigen Sendezeit wie die Verbreitung der
beanstandeten Sendung ohne Einschaltungen oder
Weglassungen erfolgen . Eine Erwiderung auf die ver¬
breitete Gegendarstellung darf nicht am gleichen Tage
gesendet werden .

(4) Der Anspruch kann vor den ordentlichen Gerich¬
ten geltend gemacht werden .

(5 ) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 gelten
nicht für wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche
Sitzungen der gesetzgebenden oder beschließenden
Körperschaften des Bundes , der Länder , der Gemein¬
den und der Gemeindeverbände , öffentliche Sitzungen
der Gerichte sowie für Sendungen , deren Verbreitung
durch Gesetz oder Satzung vorgeschrieben oder ge¬
boten ist .

§ 5

Verlautbarungsrecht
Die Bundesregierung ■und die Landesregierungen

haben das Recht , Gesetze , Verordnungen und amtliche
Verlautbarungen ihren Aufgaben entsprechend be¬
kanntzugeben . Hierfür ist ihnen die erforderliche
Sendezeit unverzüglich einzuräumen .

§ 6

Anspruch auf Sendezeit

( 1 ) Parteien , die im Bundestag vertreten sind , haben
während ihrer Beteiligung an Bundestagswahlen An¬
spruch auf angemessene Sendezeit . Das gleiche gilt
für Parteien , die bei einer Bundestagswahl mindestens
einen Landeswahlvorschlag eingereicht haben .

(2 ) Parteien , die im Bundestag oder in den gesetz¬
gebenden Körperschaften von mindestens drei Län¬
dern vertreten sind , sollen im übrigen die Möglichkeit
haben , ihre Auffassungen zu angemessener Sendezeit
zu vertreten .

(3 ) Den Kirchen und den anderen über das ganze
Bundesgebiet verbreiteten Religionsgesellschaften des
öffentlichen Rechts sind auf Wunsch angemessene
Sendezeiten für die Übertragung gottesdienstlicher
Handlungen und Feierlichkeiten sowie sonstiger reli¬
giöser Sendungen , auch solcher über Fragen ihrer
öffentlichen Verantwortung , zu gewähren . Mit den
israelitischen Kultusgemeinden sind entsprechende
Vereinbarungen zu treffen .

(4) Wenn Vertretern der politischen Parteien , der
Kirchen , der verschiedenen religiösen und welt¬
anschaulichen Richtungen und den Vertretern der

Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
Gelegenheit zur Aussprache gegeben wird , so ist ihnen
die Möglichkeit der Rede und Gegenrede unter je¬
weils gleichen Bedingungen zu gewähren .

§ 7

Allgemeine Verantwortung
( 1 ) Wer die Sendung eines Beitrages veranlaßt oder

zugelassen hat , trägt für dessen Inhalt und Gestaltung
nach Maßgabe der Vorschriften des Grundgesetzes ,
der allgemeinen Gesetze und der besonderen Vor¬
schriften dieses Staatsvertrages die Verantwortung .
Verantwortlich ist auch , wer es unterlassen hat , in
seinem Aufgabenkreis pflichtgemäß tätig zu werden .

(2 ) Es wird vermutet , daß für die Sendung aller
Beiträge der Intendant verantwortlich ist . Sofern und
soweit für ihn ein Vertreter tätig war , gilt die Ver¬
mutung zu dessen Lasten .

(3) Absatz 2 findet in Straf - und Bußgeldsachen
keine Anwendung .

(4 ) Die Verantwortlichkeit anderer Personen , ins¬
besondere des Verfassers , Herstellers oder Gestal¬
ters eines Beitrages , bleibt unberührt .

(5) Aufgaben des Intendanten darf nur wahrnehmen ,
wer
a) seinen ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf¬

enthalt im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
einschließlich des Landes Berlin hat ,

b) unbeschränkt geschäftsfähig ist ,
c ) unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden kann ,
d ) die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt und die Fähig¬

keit , ein öffentliches Amt zu bekleiden , nicht durch
richterliche Entscheidung verloren sowie

e ) Grundrechte nicht verwirkt hat .

§ 8
Besondere Verantwortung

Für Inhalt und Gestaltung der Sendungen nach § § 5
und 6 dieses Staatsvertrages ist derjenige verantwort¬
lich , dem die Sendezeit zugebilligt worden ist . § 7
Absatz 4 gilt entsprechend .

§ 9

Auskunftspflicht
Die Anstalt hat auf Verlangen Namen und Anschrift

des Intendanten oder der sonstigen für Sendungen
Verantwortlichen bekanntzugeben .

§ 10

Jugendschutz

Sendungen , die geeignet sind , die Erziehung von
Kindern und Jugendlichen zu beeinträchtigen , dürfen
nicht vor 21 .00 Uhr veranstaltet werden . Für die Be¬
wertung der Sendungen sind die Vorschriften des Ge¬
setzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit
in der Fassung vom 27 . Juli 1957 (Bundesgesetzblatt I
S . 1058) entsprechend anzuwenden .

§ 11

Beweissicherung
Alle Nachrichten , Kommentare , Vorträge und sonsti¬

gen Wortsendungen sind wortgetreu aufzuzeichnen
und aufzubewahren . Nach Ablauf von vier Wochen
seit dem Tage der Verbreitung können Aufzeichnungen
vernichtet werden , soweit keine Beanstandungen mit -



geteilt worden sind . Ist eine Beanstandung erfolgt , so
können die Aufzeichnungen vernichtet werden , sobald
die Beanstandung durch rechtskräftige gerichtliche Ent¬
scheidung , durch gerichtlichen Vergleich oder auf an¬
dere Weise erledigt ist .

§ 12

Organe der Anstalt

Die Organe der Anstalt sind
1 . der Fernsehrat ,
2 . der Verwaltungsrat ,
3 . der Intendant .

§ 13

Aufgaben des Fernsehrates

( 1 ) Der Fernsehrat hat die Aufgabe , für die Sen¬
dungen des Zweiten Deutschen Fernsehens Richtlinien
aufzustellen und den Intendanten bei der Programm¬
gestaltung zu beraten . Er überwacht die Einhaltung
der Richtlinien und der in den § § 2 bis 6 und 10 auf¬
gestellten Grundsätze .

(2 ) Der Fernsehrat beschließt über den vom Ver¬
waltungsrat vorzulegenden Entwurf der Satzung ; das
gleiche gilt für Satzungsänderungen . Sofern der Fern¬
sehrat Satzungsänderungen beabsichtigt , ist der Ver¬
waltungsrat vorher zu hören .

(3) Der Fernsehrat genehmigt den Haushaltsplan .
Das gleiche gilt für den Jahresabschluß und die Ent¬
lastung des Intendanten auf Vorschlag des Verwal¬
tungsrates .

§ 14

Zusammensetzung des Fernsehrates

( 1 ) Der Fernsehrat besteht aus Sechsundsechzig Mit¬
gliedern , nämlich
a ) je einem Vertreter der vertragsschließenden Länder ,

der von der zuständigen Landesregierung entsandt
wird ,

b ) drei Vertretern des Bundes , die von der Bundes¬
regierung entsandt werden ,

c) zwölf Vertretern der Parteien entsprechend ihrem
Stärkeverhältnis im Bundestag , die von ihrem
Parteivorstand entsandt werden ,

d ) zwei von der Evangelischen Kirche in Deutschland
entsandten Vertretern ,

e ) zwei von der Katholischen Kirche in Deutschland
entsandten Vertretern ,

f) einem vom Zentralrat der Juden in Deutschland
entsandten Vertreter ,

g ) drei Vertretern der Gewerkschaften ,
h ) zwei Vertretern der Bundesvereinigung Deutscher

Arbeitgeberverbände ,
i ) einem Vertreter des Zentralausschusses der Deut¬

schen Landwirtschaft ,
k ) einem Vertreter des Zentralverbandes des Deut¬

schen Handwerks ,
1) zwei Vertretern des Bundesverbandes Deutscher

Zeitungsverleger ,
m ) zwei Vertretern des Deutschen Journalistenver¬

bandes e . V . ,
n ) vier Vertretern der Freien Wohlfahrtsverbände ,

und zwar je einem der Inneren Mission und des
Hilfswerks der Evangelischen Kirche in Deutsch¬
land , des Deutschen Caritasverbandes e . V . , des
Deutschen Roten Kreuzes und des Hauptausschusses
der Deutschen Arbeiterwohlfahrt e . V . ,

o ) vier Vertretern der Kommunalen Spitzenverbände ,
und zwar je einem des Städtetages , des Städte¬
bundes , des Landkreistages und des Gemeindetages ,

p ) einem Vertreter des Deutschen Sportbundes ,
q ) einem Vertreter des Bundes der Vertriebenen, -

r ) zehn Vertretern aus den Bereichen des Erziehungs¬
und Bildungswesens , der Wissenschaft und der
Kunst ,
sowie je einem Vertreter

der Freien Berufe ,
der Familienarbeit ,
der Frauenarbeit ,
der Jugendarbeit .

(2 ) Die unter Absatz 1 Buchstabe g bis q aufgeführ¬
ten Vertreter werden auf Vorschlag der dort bezeich¬
neten Verbände und Organisationen durch die Mini¬
sterpräsidenten berufen . Die Verbände und Organisa¬
tionen haben in ihre Vorschläge die dreifache Zahl
der auf sie entfallenden Vertreter aufzunehmen . Der
Vorsitzende der Ministerpräsidentenkonferenz be¬
stimmt , bis zu welchem Zeitpunkt die Vorschlagslisten
einzureichen sind .

(3 ) Die unter Absatz 1 Buchstabe r aufgeführten
Vertreter werden von den Ministerpräsidenten aus
den Angehörigen der dort aufgeführten Bereiche
berufen .

(4) Die Ministerpräsidenten werden sich bemühen ,
die Berufungen nach Absatz 2 und 3 möglichst ein¬
mütig vorzunehmen .

(5 ) Die Berufenen haben dem Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz binnen 14 Tagen nach
Zugang der Mitteilung über die Berufung zu erklären ,
ob sie die Berufung annehmen . Die Amtszeit der Mit¬
glieder des Fernsehrates beginnt mit dessen erstem
Zusammentritt .

(6 ) Solange und soweit von dem Entsendungs - und
Vorschlagsrecht kein Gebrauch gemacht wird , ver¬
ringert sich die Zahl der Mitglieder entsprechend . Die
unter Absatz 1 Buchstabe c bis r aufgeführten Ver¬
treter dürfen nicht Mitglieder einer Landesregierung
oder der Bundesregierung sein .

(7 ) Die Mitglieder des Fernsehrates sind an Wei¬
sungen nicht gebunden . Sie dürfen weder für die An¬
stalt noch für eine andere Rundfunkanstalt oder einen
Zusammenschluß von Rundfunkanstalten gegen Entgelt
tätig sein . Dies gilt nicht für eine gelegentliche nicht¬
ständige Vortragstätigkeit . Die Mitglieder des Fern¬
sehrates dürfen keine wirtschaftlichen oder sonstigen
Interessen haben , die geeignet sind , die Erfüllung
ihrer Aufgaben als Mitglieder des Fernsehrates zu
gefährden . Tritt eine solche Interessenkollision ein ,
so scheidet das Mitglied aus dem Fernsehrat aus .

(8) Die Amtszeit der Mitglieder des Fernsehrates
beträgt vier Jahre . Die unter Absatz 1 Buchstabe a bis
f genannten Mitglieder können von den entsendungs¬
berechtigten Stellen abberufen werden . Scheidet ein
Mitglied aus , so ist nach den für die Berufung des
ausgeschiedenen Mitgliedes geltenden Vorschriften
ein Nachfolger für den Rest der Amtszeit zu berufen .

§ 15
Verfahren des Fernsehrates

( 1 ) Der Fernsehrat ist beschlußfähig , wenn minde¬
stens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist . Er
faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit , soweit
nicht dieser Vertrag anderes bestimmt . Bei Stimmen¬
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden
mit Ausnahme der Beschlüsse nach § 13 Absatz 2 .

•
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(2 ) Der Fernsehrat wählt aus seiner Mitte den Vor¬
sitzenden und dessen Stellvertreter in geheimer Wahl .
Er gibt sich eine Geschäftsordnung , in der auch die
Bildung von Ausschüssen vorgesehen werden kann .

(3 ) Der Fernsehrat tritt mindestens alle drei Monate
zu einer ordentlichen Sitzung zusammen . Auf Antrag
von einem Fünftel seiner Mitglieder oder des Inten¬
danten muß er zu einer außerordentlichen Sitzung
zusammentreten . Die Einladungen ergehen durch den
Vorsitzenden .

(4 ) Der Intendant nimmt an den Sitzungen des Fern¬
sehrates teil . Ihm soll von dem Termin einer Sitzung
rechtzeitig Kenntnis gegeben werden . Er ist auf seinen
Wunsch zu hören .

§ 16
Aufgaben des Verwaltungsrates

( 1 ) Der Verwaltungsrat beschließt über den Dienst¬
vertrag mit dem Intendanten . Der Vorsitzende des
Verwaltungsrates vertritt die Anstalt beim Abschluß
des Dienstvertrages und beim Abschluß sonstiger
Rechtsgeschäfte mit dem Intendanten sowie bei
Rechtsstreitigkeiten zwischen der Anstalt und dem
Intendanten .

(2 ) Der Verwaltungsrat überwacht die Tätigkeit des
Intendanten .

(3 ) Der Verwaltungsrat legt dem Fernsehrat den
Entwurf der Satzung der Anstalt vor . Er hat das Recht ,
Änderungen der Satzung vorzuschlagen .

(4) Der Verwaltungsrat beschließt über den vom
Intendanten entworfenen Haushaltsplan , der dem
Fernsehrat gemäß § 13 zur Genehmigung zuzuleiten
ist . Das gleiche gilt für den Jahresabschluß .

§ 17
Zusammensetzung des Verwaltungsrates

( 1 ) Der Verwaltungsrat besteht aus neun Mitglie¬
dern , nämlich
a ) drei Vertretern der Länder , die von den Minister¬

präsidenten berufen werden ; die Ministerpräsiden¬
ten werden sich bemühen , die Berufungen möglichst
einmütig vorzunehmen ;

b ) fünf weiteren Mitgliedern , die vom Fernsehrat mit
der Mehrheit seiner Mitglieder gewählt werden ;
diese dürfen weder einer Regierung noch einer
gesetzgebenden Körperschaft angehören ; wählbar
sind auch die Mitglieder des Fernsehrates ;

c ) einem Vertreter des Bundes , der von der Bundes¬
regierung berufen wird .

(2 ) Mitglieder des Fernsehrates scheiden mit ihrer
Berufung oder der Annahme ihrer Wahl in den Ver¬
waltungsrat aus dem Fernsehrat aus .

(3) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt fünf Jahre .
§ 14 Absatz 8 Satz 2 und 3 gilt entsprechend .

(4) Solange und soweit von dem Recht der Entsen¬
dung kein Gebrauch gemacht wird , verringert sich die
Zahl der Mitglieder entsprechend .

(5) § 14 Absatz 7 gilt für die Mitglieder des Ver¬
waltungsrates entsprechend .

§ 18
Verfahren des Verwaltungsrates

( 1 ) Der Verwaltungsrat wählt in geheimer Wahl aus
seiner Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertre¬
ter mit der Mehrheit seiner Mitglieder . Er gibt sich
eine Geschäftsordnung .

(2 ) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig , wenn
mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist .

Er faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit . Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor¬
sitzenden . Beschlüsse gemäß § 20 Absatz 2 bedürfen
der Mehrheit der Mitglieder .

(3 ) Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat ein .
Auf Antrag von drei Mitgliedern muß er ihn ein¬
berufen .

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrates können an
den Sitzungen des Fernsehrates teilnehmen . Sie ha¬
ben das Recht , sich zu den Punkten der Tagesordnung
zu äußern .

§ 19

Wahl und Amtszeit des Intendanten

( 1 ) Der Intendant wird vom Fernsehrat auf die
Dauer von fünf Jahren in geheimer Wahl gewählt . Für
die Wahl sind mindestens drei Fünftel der Stimmen
der Mitglieder erforderlich . Wiederwahl ist zulässig .

(2 ) Der Verwaltungsrat kann den Intendanten mit
Zustimmung des Fernsehrates entlassen ; die Be¬
schlüsse beider Organe bedürfen der Mehrheit der
Mitglieder . Der Intendant ist vor der Beschlußfassung
zu hören . Mit der Entlassung scheidet der Intendant
aus seiner Stellung aus ; die Bezüge sind ihm für die
Dauer der Wahlzeit weiterzugewähren .

§ 20
Der Intendant

( 1 ) Der Intendant vertritt die Anstalt gerichtlich und
außergerichtlich . Er ist für die gesamten Geschäfte der
Anstalt einschließlich der Gestaltung des Programms
verantwortlich .

(2 ) Der Intendant beruft im Einvernehmen mit dem
Verwaltungsrat
a ) den Programmdirektor ,
b ) den Chefredakteur ,
c) den Verwaltungsdirektor .

§ 21

Zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte des Intendanten

Der Intendant bedarf der Zustimmung des Verwal¬
tungsrates zu folgenden Rechtsgeschäften :
1 . Erwerb , Veräußerung und Belastung von Grund¬

stücken ,
2 . Erwerb und Veräußerung von Unternehmungen und

Beteiligungen an ihnen ,
3 . Aufnahme von Anleihen und Inanspruchnahme von

Krediten ,
4 . Übernahme einer fremden Verbindlichkeit , einer

Bürgschaft oder einer Garantie ,
5 . Abschluß von Anstellungsverträgen mit leitenden

Angestellten nach näherer Bestimmung der Satzung
mit Ausnahme der Bestimmung derjenigen leitenden
Angestellten , die ausschließlich mit künstlerischen
Aufgaben betraut sind ,

6 . Übernahme einer sonstigen Verpflichtung im Wert
von mehr als 50 000 DM — außer bei Verträgen
über Herstellung oder Lieferung von Programm¬
teilen .

§ 22

Programmgestaltung und -ausstrahlung

( 1 ) Der Intendant ist für das gesamte Programm
verantwortlich .

(2 ) Soweit die Anstalt das Programm nicht selbst
herstellt , kann sie es von Dritten herstellen lassen



oder erwerben . Sie kann auch mit anderen Rundfunk¬
anstalten Abmachungen über die Lieferung und den
Austausch von Programmteilen treffen .

(3 ) Das Werbeprogramm ist vom übrigen Programm
deutlich zu trennen . Die Gesamtdauer des Werbe¬
programms wird durch Vereinbarung der Minister¬
präsidenten festgesetzt . Nach 20 .00 Uhr sowie an Sonn¬
tagen und im ganzen Bundesgebiet anerkannten Feier¬
tagen dürfen Werbesendungen nicht ausgestrahlt wer¬
den . Jeder Einfluß von Werbeveranstaltern oder - trä¬
gem auf das übrige Programm ist auszuschließen .

(4) Der Intendant hat durch Zusammenarbeit mit
den für das Erste Fernsehprogramm Verantwortlichen
darauf hinzuwirken , daß die Fernsehteilnehmer der
Bundesrepublik zwischen zwei inhaltlich verschiedenen
Programmen wählen können .

§ 23

Finanzierung

( 1 ) Die Anstalt erhält dreißig vom Hundert des im
Gebiet der vertragschließenden Länder ab 1 . Januar
1962 anfallenden Aufkommens an Fernsehgebühren ,
soweit diese darüber verfügen . Die Ministerpräsiden¬
ten der vertragschließenden Länder sind ermächtigt ,
die Höhe des Gebührenanteils durch Vereinbarung
neu zu regeln . Die Vereinbarung gilt als zustande¬
gekommen , wenn netin der vertragschließenden Län¬
der zustimmen .

(2) Im übrigen deckt die Anstalt ihre Ausgaben
durch Einnahmen aus Werbesendungen ( § 22 Absatz 3) .

(3) Soweit die Anstalt nach Abzug der eigenen Aus¬
gaben und notwendigen Rücklagen Überschüsse er¬
zielt , fließen Beträge in entsprechender Höhe aus den
Einnahmen von Werbesendungen den vertragschließen¬
den Ländern im Verhältnis der jeweiligen Fernseh¬
teilnehmerzahl zur Verwendung für kulturelle Zwecke
zu .

§ 24

Haushaltswirtschaft

( 1 ) Die Anstalt ist in ihrer Haushaltswirtschaft
selbständig , soweit dieser Vertrag nichts anderes be¬
stimmt oder zuläßt .

(2) Die Haushaltswirtschaft richtet sich nach der
Finanzordnung , die der Verwaltungsrat erläßt . Der
Haushalt ist nach den Grundsätzen der Sparsamkeit
und der Wirtschaftlichkeit aufzustellen .

(3) Die Haushalts - und Wirtschaftsführung unter¬
liegt der Prüfung durch den Rechnungshof des Sitz¬
landes . Die Prüfungsberichte sind dem Intendanten ,
dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates , dem Vor¬
sitzenden des Fernsehrates und den Regierungen der
vertragschließenden Länder zuzuleiten .

(4) Die Vorschriften des Gesetzes zur Erhaltung und
Hebung der Kaufkraft vom 24 . März 1934 (Reichs -

gesetzbl . I S . 235 ) finden auf die durch diesen Staats¬
vertrag errichtete Anstalt des öffentlichen Rechts keine
Anwendung .

§ 25

Rechtsaufsicht

Uber die ordnungsmäßige Durchführung der Bestim¬

mungen dieses Vertrags und über die Beachtung der
allgemeinen Rechtsvorschriften zu wachen ist Aufgabe
der Regierungen der vertragschließenden Länder . Sie
üben diese Befugnis durch eine Ländesregierung in

zweijährigem Wechsel aus ; der Wechsel richtet sich
nach der alphabetischen Reihenfolge der Länder .

§ 26

Einberufung der ersten Sitzungen
Die erste Sitzung des Fernsehrates und des Ver¬

waltungsrates wird vom Vorsitzenden der Minister¬
präsidentenkonferenz einberufen .

§ 27

Vertragsdauer
Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit . Er

kann von jedem der Vertragsländer zum Schluß des
Haushaltsjahres mit einer Frist von einem Jahr ge¬
kündigt werden , erstmals zum 31 . Dezember 1970 . Wird
der Vertrag gekündigt , so kann jeder der übrigen
Vertragschließenden ihn binnen einer Frist von drei
Monaten nach Eingang der Kündigungserklärung zum
selben Zeitpunkt kündigen .

§ 28

Inkrafttreten

( 1 ) Dieser Staatsvertrag tritt mit dem Tage in Kraft ,
an dem die letzte der von den Vertragsländern aus¬
gefertigten Ratifikationsurkunden bei der Staatskanz¬
lei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonfe¬
renz hinterlegt ist .

(2) Sind bis zum 1 . Dezember 1961 nicht alle Rati¬
fikationsurkunden bei dem Vorsitzenden der Mi¬
nisterpräsidentenkonferenz eingegangen , so tritt in
diesem Zeitpunkt dieser Staatsvertrag unter den Län¬
dern in Kraft , deren Urkunden bereits hinterlegt sind .

(3) Für jedes Land , dessen Hinterlegungsurkunde
bis zum 1 . Dezember 1961 bei dem Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz nicht eingegangen war ,
wird der Beitritt zu diesem Staatsvertrag in dem Zeit¬
punkt wirksam , in dem seine Ratifikationsurkunde
hinterlegt wird .

Stuttgart , den 6 . Juni 1961

Für das Land Baden -Württemberg
(gez .) K . G . Kiesinger

Für den Freistaat Bayern
(gez .) Dr . Ehard

Für das Land Berlin
(gez .) G . Klein

Für die Freie Hansestadt Bremen
(gez .) Ehlers

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
(gez . ) i . V . Kramer

Für das Land Hessen
(gez . ) Dr . Georg August Zinn

Für das Land Niedersachsen
(gez . ) Hinrich Wilhelm Kopf

Für das Land Nordrhein -Westfalen
(gez .) Dr . Meyers

Für das Land Rheinland -Pfalz
(gez . ) Altmeier

Für das Saarland
(gez .) Dr . Röder

Für das Land Schleswig -Holstein
(gez .) v . Hassel
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Schlußprotokoll zu dem Staatsvertrag der Länder über die Errichtung
der Anstalt des öffentlichen Rechts „ Zweites Deutsches Fernsehen "

I . Die vertragschließenden Länder verpflichten sich ,

1 . den Anstalten des Landesrechts bezüglich der
Werbesendungen in dem von ihnen veranstalteten
Ersten Fernsehprogramm die gleichen Verpflich¬
tungen aufzuerlegen , wie sie in § 22 Absatz 3 dieses
Staatsvertrages und der dort vorgesehenen Verein¬
barung der Ministerpräsidenten der Anstalt „ Zwei¬
tes Deutsches Fernsehen " auferlegt werden ,

2 . das Abkommen der Länder über einen Finanz¬
ausgleich zwischen den Rundfunkanstalten vom
17 . April 1959 den durch diesen Staatsvertrag ge¬
schaffenen Verhältnissen anzupassen und das dies¬
bezügliche Änderungsabkommen mit Wirkung vom
I . Januar 1962 in Kraft zu setzen , damit jeder Rund¬
funkanstalt des Landesrechts die wirksame Erfüllung
ihrer Aufgaben gewährleistet bleibt ,

3 . durch Änderung des Abkommens der Länder über
die Koordinierung des Ersten Fernsehprogramms
vom 17 . April 1959 dafür Sorge zu tragen , daß auch
die Anstalten des Landesrechts verpflichtet sind ,
durch Zusammenarbeit mit dem Intendanten der
Anstalt „ Zweites Deutsches Fernsehen " darauf
hinzuwirken , daß die Fernsehteilnehmer der Bundes¬
republik zwischen zwei inhaltlich verschiedenen
Programmen wählen können ,

4 . darauf hinzuwirken , daß die bei den Anstalten des
Landesrechts vorhandenen technischen Kapazitäten
in vollem Umfange genutzt werden .

II . § 28 Absatz 2 und 3 des Staatsvertrages gilt
zwischen den Ländern Freie und Hansestadt Hamburg ,
Niedersachsen und Schleswig -Holstein nur , wenn deren
Urkunden hinterlegt sind .

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Staats¬
vertrages .

Stuttgart , den 6 . Juni 1961 .

Für das Land Baden -Württemberg
(gez . ) K . G . Kiesinger

Für den Freistaat Bayern
(gez . ) Dr . Ehard

Für das Land Berlin
(gez .) G . Klein

Für die Freie Hansestadt Bremen
(gez .) Ehlers

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
(gez .) i . V . Kramer

Für das Land Hessen
(gez .) Dr . Georg August Zinn

#
Für das Land Niedersachsen

(gez . ) Hinrich Wilhelm Kopf

Für das Land Nordrhein -Westfalen
(gez .) Dr . Meyers

Für das Land Rheinland -Pfalz
(gez .) Altmeier

Für das Saarland
(gez .) Dr . Röder

Für das Land Schleswig -Holstein
(gez .) v . Hassel

Abkommen über einen Finanzausgleich zwischen den Rundfunkanstalten

(mit Schlußprotokoll )

Das Land Baden -Württemberg ,
der Freistaat Bayern ,
das Land Berlin ,
die Freie Hansestadt Bremen ,
die Freie und Hansestadt Hamburg ,
das Land Hessen ,
das Land Niedersachsen ,
das Land Nordrhein -Westfalen ,
das Land Rheinland -Pfalz ,
das Saarland und
das Land Schleswig -Holstein

schließen nachstehendes

Abkommen :

§ 1

Die Ründfunkanstalten werden ermächtigt und ver¬
pflichtet , einen angemessenen Finanzausgleich durch¬
zuführen . Der Finanzausgleich muß gewährleisten ,
1 . daß die übergeordneten Aufgaben des deutschen
Rundfunks und solche Aufgaben einzelner Rundfunk¬
anstalten , die wegen ihrer Bedeutung für den gesam¬
ten Rundfunk als Gemeinschaftsaufgaben wahrgenom¬
men werden müssen , erfüllt werden können ;

2 . daß jede Rundfunkanstalt in der Lage ist , ein aus¬
reichendes Programm zu gestalten und zu senden . In¬
soweit sind ausgleichsberechtigt Rundfunkanstalten ,
die weniger als 650 000 Hörfunkteilnehmer und weni¬
ger als 75 000 Fernsehteilnehmer haben .

§ 2
Die Finanzausgleichsmasse wird von den Rundfunk¬

anstalten auf der Grundlage der Zahl ihrer Hörfunk -
und Fernsehteilnehmer aufgebracht . Dabei bleiben die
erste Million der Hörfunkteilnehmer und die ersten
500 000 Fernsehteilnehmer außer Ansatz . Darüber hin¬
aus werden gestaffelte Beiträge erhoben .

§ 3
Die Ausgleichsmasse soll 5 Prozent des Gebühren¬

aufkommens , das den Anstalten insgesamt tatsächlich
zufließt , nicht übersteigen .

§ 4
Im Rahmen der vorstehenden Grundsätze wird der

Finanzausgleich von den Rundfunkanstalten im ein¬
zelnen vereinbart . Die Durchführung obliegt der
Arbeitsgemeinschaft der Rundfunkanstalten .

§ 5

( 1 ) Kommt bis zum Beginn eines Rechnungsjahres
eine Vereinbarung nicht zustande , so werden Aus -



gleichsmasse , Ausgleichspflicht und Ausgleichsberech¬
tigung durch Beschluß der Landesregierungen mit Zwei¬
drittelmehrheit festgelegt . Für den Beschluß hat jede
Landesregierung so viele Stimmen , als das Land
Stimmen im Bundesrat hat (Artikel 51 Absatz 2 GG ) .

(2) Bis zum Zustandekommen des Beschlusses rich¬
ten sich Ausgleichsmasse , Ausgleichspflicht und Aus¬
gleichsberechtigung nach der Vereinbarung oder dem
Beschluß des Vorjahres .

§ 6
Dieses Abkommen kann mit einer halbjährlichen

Frist zum Ende eines Rechnungsjahres gekündigt wer¬
den , erstmals zum Ende des Rechnungsjahres 1963.

§ 7
Dieses Abkommen tritt am 1 . Juli 1959 in Kraft .
Bonn , den 17 . April 1959

Schlußprotokoll zum Abkommen über einen Finanzausgleich zwischen den Rundfunkanstalten

§ 1
Die Regierungen der vertragschließenden Länder

gehen davon aus , daß Rundfunkanstalten im Sinne
des § 1 Satz 1 des Abkommens sind :

Bayerischer Rundfunk ,
Sender Freies Berlin ,
Radio Bremen ,
Hessischer Rundfunk ,
Norddeutscher Rundfunk ,
Saarländischer Rundfunk ,
Süddeutscher Rundfunk ,
Südwestfunk ,
Westdeutscher Rundfunk Köln .

Bei Änderungen sind rechtzeitig neue Vereinbarun¬
gen zu treffen .

§ 2
Die Regierungen der vertragschließenden Länder

bestätigen , daß sie mit dem Abkommen beabsichtigen ,
den Sender Freies Berlin , der während der Spaltung
Deutschlands und Berlins besondere Aufgaben zu er¬
füllen hat , mit den notwendigen Mitteln aus dem , Fi¬
nanzausgleich zu versehen . Vereinbarungen der Rund¬
funkanstalten , die diesem Zweck dienen , werden von
den Regierungen der vertragschließenden Länder als
wünschenswert bezeichnet .

§ 3
Die Regierungen der vertragschließenden Länder

bestätigen zu § 5 des Abkommens , daß Berlin stimm¬
berechtigt ist ,

Bonn , den 17 . April 1959

Abkommen zur Änderung des Abkommens über einen Finanzausgleich
zwischen den Rundfunkanstalten vom 17 . April 1959

Artikel 1

Das am 17 . April 1959 geschlossene Abkommen über
einen Finanzausgleich zwischen den Rundfunkanstal¬
ten wird wie folgt geändert :

1 . § 3 erhält folgende Fassung :

„ § 3

( 1 ) Die Ausgleichsmasse soll 6,25 vom Hundert des
Gebührenaufkommens , das den Rundfunkanstalten
insgesamt tatsächlich zufließt , nicht übersteigen .

(2 ) 3,75 vom Hundert des Gebührenaufkommens , das
den Ruhdfunkanstalten tatsächlich insgesamt zufließt ,
höchstens jedoch ein Betrag von 20 Millionen DM ,
werden den Rundfunkanstalten „ Sender Freies Berlin "
zur Hälfte , „Radio Bremen " und dem „ Saarländischen

Rundfunk " zu je einem Viertel zur Bestreitung ihrer
Aufwendungen zugewiesen .

(3) In den Rechnungsjahren 1962 und 1963 erhält
der „ Saarländische Rundfunk " eine Investitionshilfe
von je 2 Millionen DM , deren Aufbringung die ARD
regelt .

"

2 . § 6 erhält folgende Fassung :

„ § 6

Dieses Abkommen kann mit einer halbjährlichen
Frist zum Jahresende gekündigt werden , erstmals zum
31 . Dezember 1966 .

"

Artikel 2
Dieses Abkommen tritt am 1 . Januar 1962 in Kraft .

Carl Schünemann Bremen


	Seite 1
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8

